
Gemäß § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen  

zum Bebauungsplan „Wohnen am Schmargendorfer Weg“  

 

 

Übersicht 

 

 

 Landwirtschafts- und Umweltamt, Landkreis Uckermark (Untere Naturschutzbehörde)  

 Landesamt für Umwelt 

 Landesbetrieb Forst 

 Wasser- und Bodenverband „Welse“ 

 Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände 

 

Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden nicht abgegeben. 

 

 



B. Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

Bezeichnung des Trägers öffentlicher Belange: Landkreis Uckermark 

IZ! Keine Einwände 
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Landwirtschafts- und Umweltamt/ Untere Wasserbehörde/ Untere Abfallwirt­
schaftsbehörde 

1. Einwendungen 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege­
lungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. der Fachbehörde in der Abwä­
gung nicht überwunden werden können 

a) Einwendung: / 

b) Rechtsgrundlage: I 

c) Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen):/ 

2. Fachliche Stellungnahme 

D Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren 
können, mit Angabe des Sachstandes und des Zeitrahmens:/ 

1Z! Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der ei­
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

Bauordnungsamt 
Untere Denkmalschutzbehörde: Herr Haan: -2563 

Das Plangebiet liegt in einem siedlungstopographisch günstigen Gebiet, in dem sich 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bisher nicht entdeckte Bodendenk­
male befinden. Nahe des Plangebiets sind zudem Bodendenkmale bekannt. 

Die Bestimmungen des Brandenburgisches Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) 
vom 24.05.2004 gelten lt. § 2 (1) und § 3 (1) i. V. m. § 9 für alle Bodendenkmale (be­
kannt und vermutet). 

Bodendenkmale werden durch Erdeingriffe berührt, sind somit in ihrer Substanz ge­
fährdet und können gern. § 7 (1) u. (2) BbgDSchG nicht auf Dauer erhalten werden. 
Erdeingriffe stellen eine Veränderung der Denkmale dar, die gern. § 9 (1) BbgDSchG 
der Erlaubnis der uDschB bedarf. Veränderungen an Denkmalen sind lt. § 9 (3) 
BbgDSchG dokumentationspflichtig. Verantwortlich für die Dokumentation (hier: Ver­
anlassung von archäologischen Untersuchungen) ist der Veranlasser (z.B. Bauherr) 
der Maßnahme, er trägt auch die Kosten (§ 7(3) BbgDschG). 

Folgende nachrichtliche Übernahmen sind aufzunehmen: 
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Das Plangebiet liegt in einem siedlungstopographisch günstigen Gebiet, in dem sich 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bisher nicht entdeckte Bodendenk­
male befinden. Nahe des Plangebiets sind Bodendenkmale bekannt. Sämtliche Er­
deingriffe bedürfen einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. 

Landwirtschafts- und Umweltamt 
Untere Naturschutzbehörde: Herr Giering: -2168 

1. Im Punkt „Rechtsgrundlagen" (S. 0) der Begründung wird das Bundesnatur­
schutzgesetz (BNatSchG) nicht in der aktuellen Fassung zitiert. Das BNatSchG wur­
de zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. 1 S. 1362, ber. 
1436) geändert. 

2. Im Punkt 3.1. (S. 4) der Begründung ist bei den aufgeführten Flurstücken folgen­
de Korrektur vorzunehmen: das Flurstück 233/3 existiert nicht mehr, es wurde in die 
neuen Flurstücke 631 und 632 geteilt. 

3. Im Punkt 3.3. (S. 6) der Begründung wird die Vermutung geäußert, dass sich der 
Geltungsbereich im Südwesten im Biosphärenreservat „Schorfheide-Chorin" befin­
den könnte. Nach der in der UNB vorliegenden digitalen Schutzgebietsabgrenzung 
zufolge, befindet sich der Geltungsbereich des B-Planes eindeutig außerhalb des 
Schutzgebietes. 

4. Der Punkt 7. (S. 20 und 22) enthält die Aussage, dass „zum Nachweis auf Repti­
lienvorkommen weitere Begehungen im Sommer 2022 geplant sind." Die vorliegen­
den Unterlagen datieren vom September 2022. Somit ist der „Sommer 2022" schon 
vorbei. Offenbar sind die weiteren Begehungen für den Sommer 2023 geplant. 

5. Die in der Anlage 7 „Artenblätter für die artenschutzrechtliche Prüfung" aufgeführte 
Vermeidungsmaßnahme: „Durchführung von Bauvorbereitungsmaßnahmen nur au­
ßerhalb der Brutzeit vom 1. März bis 30. September" ist in die textlichen Fest­
setzungen des B-Planes als Hinweis aufzunehmen. 

lftj. 
Detlef Wolf 
stellv. Amtsleiter 
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Cottbus, 24. Januar 2023  

Bebauungsplan "Wohnen am Schmargendorfer Weg" der Stadt Angermünde 

Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

 

Eingereichte Unterlagen: 

 - Anschreiben vom 27.10.2022  

 - Begründung mit Umweltbericht, 09/2022  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 

Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-

serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes ge-

mäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt 

(LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung werden für 

die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beilie-

gende Stellungnahmen der Fachabteilungen Immissionsschutz und Wasserwirt-

schaft übergeben. Die fachliche Zuständigkeit für den Naturschutz obliegt der unte-

ren Naturschutzbehörde des Landkreises Uckermark. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Andrea Schuster 

 

Dieses Dokument wurde am 24. Januar 2023 durch Andrea Schuster schlussgezeichnet und ist 

ohne Unterschrift gültig. 

Anlage  
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FORMBLATT 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB)
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange

Landesamt für Umwelt - Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2

Belang Wasserwirtschaft

Vorhaben
Bebauungsplan "Wohnen am Schmargendorfer Weg" Stadt 
Angermünde; LK Uckermark

Ansprechpartner*In:
Referat:
Telefon:
E-Mail:

Frau Bianca Sachs
W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren)
0355 4991 -1354
Bianca.Sachs@LfU.Brandenburg.de

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung

 

b) Rechtsgrundlage

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:
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3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme:

4. Weitergehende Hinweise

☐
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens

☒
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage

Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU Brandenburg gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3c 

betreffend werden folgende Hinweise gegeben: 

Die Versiegelung der Bebauungsflächen sollte auf ein notwendiges Mindestmaß beschränkt werden, 
um die Grundwasserneubildung möglichst wenig zu beeinträchtigen. Das anfallende Niederschlags-
wasser sollte unter Beachtung des § 54 Abs. 4 Satz 1 BbgWG zur Versickerung gebracht werden.

Dieses Dokument wurde am  30. Dezember 2022 durch Bianca Sachs   schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.
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FORMBLATT  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren  

und vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB) 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

Name/Stelle des Trägers öf-
fentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

Belang  Immissionsschutz 

Vorhaben 
Bebauungsplan "Wohnen am Schmargendorfer Weg" Stadt An-
germünde 

Ansprechpartnerin: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Frau Börner 
T22 
03332 29 108 22 
TOEB@LfU.Brandenburg.de  

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zu-
stimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können (bitte 
alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Fachliche Stellungnahme 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständig-
keit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 
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1. Planungsziel 

Ziel der Planung ist, im Geltungsbereich Wohnbebauung zu entwickeln. Hierfür setzt der vorliegende 
Planentwurf zum Bebauungsplan auf Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB)1 ein allgemeines 
Wohngebiet nach § 4 BauNVO2 fest. In den Geltungsbereich soll u.a. die Straße zur ehemaligen En-
tenfarm (233/5) einbezogen werden. 
Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes beinhalten in diesem Bereich straßenbegleitende eine 
gemischte Baufläche. Es erfolgte eine Beteiligung des LfU im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung in 
Verbindung mit der Änderung des Flächennutzungsplanes auf dem Wege der Berichtigung.  
   
2. Stellungnahme 

2.1 Rechtliche Grundlagen  
Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 
Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)3 sind bei raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden werden.  
Mögliche schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG können durch die Emissionen aus-
gehender Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht und ähnliche Erscheinungen her-
vorgerufen werden.  
Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der Städtebaulichen Planung gibt die DIN 
18005 Teil 1 „Schallschutz im Städtebau“. 
 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
Anforderungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen u.a. mit Pflichten der Betreiber von 
nicht genehmigungsbedürften Anlagen sind in den §§ 3, 22 und § 66 Abs. 2 Bundes-
Immissionsschutzgesetz, in den Verordnungen zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes wie der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung)4, der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm)5 und der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft)6 
geregelt. Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen werden anhand der Lichtleitlinie7 ermit-
telt und bewertet.  
 

                                                           
1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 
2 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 
3 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792) 
4 Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. November 2020 
(BGBl. I S. 2334) 
5 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm –  TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl. S. 503), zuletzt geändert durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 1. 
Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 
6 Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft –  TA Luft) vom 18. August 2021 (GMBl. S. 1050) 
7 Leitlinie des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zur Messung und Beurteilung von Lichtimmissionen 
(Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014 (ABl. S. 691), zuletzt geändert durch Erlass vom 17. September 2021 (ABl. S. 779) 
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Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen (AVV-
Baulärm)8 gilt für den Betrieb von Baumaschinen auf Baustellen und beinhaltet Bestimmungen zur 
Anordnung von Immissionsrichtwerten zum Schutz der Nachbarschaft. 
 
2.2 Immissionsschutz 

Die Planung berührt immissionsschutzrechtliche Belange, die hiermit im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung bekannt gegeben werden.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes stellt sich mit der Festsetzung eines allgemeinen Wohnge-
biets zum Standort der nach BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlage (Zwischenlager für Altpapier; 
4. BImSchV, Anhang 1 Nr. 8.12.2V) der Firma Euba Logistik GmbH als heranrückende schutzbedürfti-
ge Bebauung dar.  
Ich weise darauf hin, dass sich mit der Entwicklung des Gebietes, das durch den Betreiber der Anlage 
zu berücksichtigende Schutzniveau nicht negativ verändern darf. Bisher wurde der Schutzanspruch der 
maßgeblichen Immissionsorte nach der tatsächlichen Nutzung als Mischgebiete bewertet.  
 
Der Geltungsbereich ist auch geprägt durch die Stallanlagen auf dem Flurstück 233/7. Zur Nutzung der 
Ställe erfolgte die Aussage „ehemalige Entenfarm“. Diese Fläche ist nicht im Eigentum des Entwicklers 
der Wohnbaufläche.  
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist plausibel der Bestandsschutz der Nutzungen der Stallanla-
gen darzulegen. Die Aussage, dass die Ställe nicht genutzt bzw. nicht betrieben werden ist nicht aus-
reichend.  
  
Nicht nachvollziehbar ist die getroffene Aussage zum Schutzgut Mensch (S.21), dass kein Nutzungs-
konflikt entsteht, da der Schutzanspruch eines allgemeinen Wohngebietes nicht eingestellt wurde.  

 
3. Fazit 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht können Bedenken nicht ausgeschlossen werden. Den Aussa-
gen unter Pkt. 3 und auf S. 21, dass auf Grund der gemischten Nutzung von einer Verschärfung im-
missionsschutzrechtlicher Konflikt nicht ausgegangenen werden kann, kann ohne eine detaillierte Be-
standsaufnahme nicht gefolgt werden.  
Unter Berücksichtigung der vorhandenen Situation der gewerblichen Nutzungen, ist der Störgrad der 
Nutzungen zu ermitteln. Zu berücksichtigen ist die Kumulation der relevanten Geräuschemissionen der 
vorhandenen Gewerbebetriebe im Umfeld des Geltungsbereiches.  
Darzulegen ist, ob den Erwartungen zum Schutzanspruch eines allgemeinen Wohngebietes im Sinne 
der DIN 18005 Schallschutz im Städtebau“ entsprochen werden kann.  
Weiterhin ist darzulegen, dass der Geltungsbereich zu den vorhandenen Nutzungen keine heranrü-
ckende schutzbedürftige Bebauung darstellt, der das zu berücksichtigende Schutzniveau ungünstig 
verändert.  
 
4. Mitteilung 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Die Planung berührt immissionsschutzrechtliche Belange.  

                                                           
8 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm) vom 19. August 1970 (BAnz. Nr. 160 vom 
01.09.1970) 
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Das Landesamt für Umwelt ist im weiteren Verfahren zu beteiligen.  
Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzutei-
len. Weiterhin wird um eine Anzeige zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der Genehmigung 
und die Zusendung der digitalen Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen, der Legende und 
der Verfahrensleiste an die E-Mail: TOEB@LfU.Brandenburg.de gebeten. 

 
Dieses Dokument wurde am  23. Januar 2023 durch Katrin Börner    schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Wasser- und Bodenverband „Welse“ 
Passow 

Schwedter Chaussee 31 
16303 Schwedt/Oder   

Geschäftsführerin: Christine Schmidt 
  

Steuer-Nr.: 062/149/01364 
Finanzamt Angermünde 
Tel.: 033336/675-5 

Fax: 033336/675-48 
E-Mail: verwaltung@wbv-welse.de 
  

IBAN:    DE15 1705 6060 3632 0007 85 
BIC:       WELADED1UMP 
Bank:     Sparkasse Uckermark 

E-Mail:  rechnung@wbv-welse.de 
Leitweg-ID: 12-158217304511512-95 

 

                  Wasser- und Bodenverband „Welse“ 
                                                                     Körperschaft des öffentlichen Rechts 

                                                             
 
 

 

 

Datum: 28.11.2022        

Bearbeiter: Herr F. Döbler 

Tel.: 033336/675-41 

FB: 6 

AZ/Proj.-Nr.: 1216-2022 

  

 

 

 

 

 

Vorhaben: Aufstellungsverfahren des Bebauungsplanes „Wohnen am Schmar-

gendorfer Weg“ in Verbindung mit der Änderung des Flächennut-

zungsplans im Wege der Berechtigung der Stadt Angermünde  

 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Hier:  Stellungnahme des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“ 

 
 

Sehr geehrter Herr Szallies, 

 

mit Ihrem Schreiben vom 27.10.2022 teilen Sie dem Wasser- und Bodenverband „Welse“ 

im Rahmen seines Aufgabenbereiches mit, dass die Stadt Angermünde o. g. Vorhaben 

plant. 

Nach Prüfung Ihrer beigefügten Unterlagen teile ich Ihnen mit, dass grundlegende Be-

lange des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“ nicht berührt werden. 

 

Hinweis zu Dränanlagen 

 

Unabhängig davon, dass dem Wasser- und Bodenverband „Welse“ nach geltendem Was-

serrecht die Unterhaltung von Dränanlagen nicht obliegt, bringt er sich im Rahmen seiner 

freiwilligen Aufgaben auf Verlangen der Anlageneigentümer oder -betreiber (Grund-

stückseigentümer oder -nutzer) in dieses Betätigungsfeld ein. 

Dränanlagen können insbesondere dort, wo die Trassenführung/Bauvorhaben über Acker-

land erfolgt, angetroffen werden. Ich empfehle deshalb, dazu die Bewirtschafter der 

betreffenden Flächen anzuhören. 

Hervorheben möchte ich in diesem Zusammenhang, dass grundsätzlich alle Entwässe-

rungsanlagen, soweit es von deren Nutznießern keine gegenteilige Meinung gibt, durch 

geeignete Vorkehrungen erhalten werden sollten. 

 

Folgende Unterlagen lagen zur Stellungnahme vor: 

• Anschreiben vom 27.10.2022 

• Planungsanzeige & Material zur frühzeitigen Beteiligung vom September 2022 

 

 

Wasser- und Bodenverband „Welse“  

Passow | Schwedter Chaussee 31 | 16303 Schwedt/Oder  
 

Stadt Angermünde 

Markt 24 

16278 Angermünde Bei Schriftwechsel 

Aktenzeichen/Projektnummer bitte  

unbedingt angeben 
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Wasser- und Bodenverband „Welse“ 
Passow 

Schwedter Chaussee 31 
16303 Schwedt/Oder   

Geschäftsführerin: Christine Schmidt 
  

Steuer-Nr.: 062/149/01364 
Finanzamt Angermünde 
Tel.: 033336/675-5 

Fax: 033336/675-48 
E-Mail: verwaltung@wbv-welse.de 
  

IBAN:    DE15 1705 6060 3632 0007 85 
BIC:       WELADED1UMP 
Bank:     Sparkasse Uckermark 

E-Mail:  rechnung@wbv-welse.de 
Leitweg-ID: 12-158217304511512-95 

 

Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichem Gruß 

im Auftrag 

 

 
 

F. Döbler  
Sachbearbeiter 

Liegenschaften/Kataster/Eigentumsfragen 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 












